
Dienstag, 20. Januar 2026   
Ausgabe 12
ru.muenchen.de
Als Newsletter unter muenchen.de/ru-abo

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8, 80313 
München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

RathausUmschau

Inhaltsverzeichnis
Terminhinweise für Medien	 2
Bürgerangelegenheiten	 3
Meldungen	 3
	› U5-Verlängerung nach Pasing: Bernreiter übergibt Förderbescheid	 3
	› Bebauungsplan zum PaketPost-Areal kann in Kraft treten	 5
	› Auszeichnung an Patientenfürsprecherin vergeben	 6
	› Infoabende an den städtischen Fachoberschulen	 7
	› Neues Comic-Fachgeschäft im Rathaus eröffnet	 8
	› Siedlung Neuherbergstraße: Wettbewerbsergebnisse ausgestellt	 9
	› Bachauskehr im Gewässersystem vor der Staatskanzlei	 9
	› Vogelbrutzeit beachten: Gehölze jetzt zurückschneiden	 10
	› Veranstaltungen des NS-Dokumentationszentrums	 11
Antworten auf Stadtratsanfragen	 12

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat	



Rathaus Umschau
20.1.2026, Seite 2

Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Mittwoch, 21. Januar, 11 Uhr, Tierpark Hellabrunn, Elefantenhaus
Die Stadt München, der Tierpark Hellabrunn und die Bayerische Staats-
kanzlei stellen im Rahmen einer gemeinsamen Pressekonferenz ein weg-
weisendes Neubauprojekt für den Tierpark vor. Es sprechen unter anderem 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Bürgermeisterin Verena Dietl, zugleich 
Hellabrunner Aufsichtsratsvorsitzende, sowie Dr. h.c. Rasem Baban, Direk-
tor des Tierparks Hellabrunn.
Achtung Redaktionen: Einlass von 10 bis 10.30 Uhr über den Flamingo- 
Eingang. Für die Teilnahme an der Pressekonferenz ist aus organisatori-
schen Gründen eine Akkreditierung bis heute, 20. Januar, 16 Uhr, aus-
schließlich per E-Mail an fabrizio.giordano@muenchen.de erforderlich. 
Akkreditierte Journalist*innen erhalten im Anschluss eine gesonderte 
Bestätigung für ihre Teilnahmeberechtigung. Bitte Presseausweis und amt-
lichen Lichtbildausweis bereithalten.

Wiederholung
Mittwoch, 21. Januar, 19.30 Uhr, Residenz, Max-Joseph-Saal
Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄH-
LER) spricht in Vertretung des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich 
der Veranstaltung „Die Dinge des Lebens – Romy Schneider & Alain De-
lon“, die im Rahmen des Deutsch-Französischen Tages stattfindet.

Freitag, 23. Januar, 10 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal
Die Fachstelle für Demokratie stellt eine neue Studie zum Thema „Münch-
ner Kurd*innen – (Un-)sichtbare Realitäten zwischen pluralen Zugehörigkei-
ten und multidimensionaler Diskriminierung“ im Rahmen eines Hearings 
vor. Die qualitative Studie wurde von einem Team um Professorin Dr. Çinur 
Ghaderi von der Evangelischen Hochschule Bochum durchgeführt und be-
leuchtet erstmals systematisch die Situation der etwa 28.000 Münchner 
Kurd*innen. Im Fokus stehen dabei die auch Erfahrungen mit Diskriminie-
rungen. Zudem enthält sie Handlungsempfehlungen für Politik, Verwaltung 
und die Stadtgesellschaft.
Das Hearing wird durch ein Grußwort von Dr. Miriam Heigl (Leiterin der 
Fachstelle für Demokratie) eröffnet. Nach der Vorstellung der Studiener-
gebnisse durch das Forschungsteam folgt eine Diskussionsrunde mit den 
geladenen Gästen aus Politik, Stadtverwaltung und Zivilgesellschaft. Das 
Hearing dauert bis circa 11.30 Uhr.
Achtung Redaktionen: Um Anmeldung per E-Mail an fgr@muenchen.de 
wird gebeten.
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Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 27. Januar, 19.30 Uhr, Sozialbürgerhaus, Sitzungssaal, 
Meindlstraße 14 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling-Westpark).

Dienstag, 27. Januar, 19.30 Uhr, Schulcampus Ungererstraße 191 (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 12 (Schwabing-Freimann).

Dienstag, 27. Januar, 19 Uhr, Städtische Ludwig-Thoma-Realschule, 
Mensa, Fehwiesenstraße 118 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 14 (Berg am Laim).

Meldungen

U5-Verlängerung nach Pasing: Bernreiter übergibt Förderbescheid
(20.1.2026) Christian Bernreiter, Bayerischer Staatsminister für Wohnen, 
Bau und Verkehr, hat gestern den symbolischen Förderbescheid für den 
zweiten Bauabschnitt (Baulos 2) der U5-Verlängerung vom neuen U-Bahn-
hof Baumschule Laim bis Pasing Bahnhof an Oberbürgermeister Dieter 
Reiter überreicht. Für den Bau der zwei weiteren U-Bahn-Stationen Am 
Knie und Pasing stellen Bund und Freistaat insgesamt 645,2 Millionen Euro 
bereit. Der Freistaat gewährt eine Förderung in Höhe von zehn Prozent der 
zuwendungsfähigen Kosten gemäß Bayerischen Finanzausgleichsgesetz 
(BayFAG), während der Bund eine Förderung in Höhe von 75 Prozent der 
zuwendungsfähigen Kosten gemäß Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) trägt. 
Verkehrsminister Christian Bernreiter: „Mit der Übergabe des symboli-
schen Förderbescheids setzen wir gemeinsam ein starkes Signal zur För-
derung des öffentlichen Nahverkehrs in München. Vor über 50 Jahren, zu 
den Olympischen Sommerspielen 1972, gingen die ersten U-Bahnen in 
München in Betrieb. Sollte die Vision wahr werden, dass München erneut 
Austragungsort der Olympischen Sommerspiele und Paralympics wird, 
wäre das ein enormer Schub für die Stadt und auch den U-Bahn-Ausbau 
– sowohl für die geplante U9 in der Innenstadt als auch für die U4 in Rich-
tung Münchner Nordosten. Davon profitiert langfristig der gesamte Groß-
raum München.“
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Oberbürgermeister Dieter Reiter dankte Bund und Land für die gewährten 
Zuschüsse und unterstrich die Bedeutung verlässlicher Förderprogramme 
für kommunale Infrastruktur: „Wir haben uns bewusst vor ein paar Jahren 
für dieses ehrgeizige Projekt entschieden. Ein leistungsfähiger öffentlicher 
Nahverkehr ist für eine wachsende Stadt mit rund 1,6 Millionen Einwoh-
nern unverzichtbar. Am Ausbau der Infrastruktur zu sparen, wäre eindeutig 
der falsche Ansatz. Die U-Bahn ist ein verlässlicher Partner für Mobilität, 
nachhaltig – über die Generationen hinweg. Pasing als ein zentraler Ver-
kehrsknotenpunkt wird nun erstmals an das U-Bahn-Netz angeschlossen. 
Wird die Strecke wie geplant nach Freiham weiter verlängert, wird dadurch 
ein neuer Stadtteil mit rund 25.000 Menschen noch besser angeschlos-
sen. Damit ist eine schnelle Verbindung – sowohl für den autofreien Weg in 
die Innenstadt als auch zum Knotenpunkt Pasing gesichert. Der Bau einer 
U-Bahn ist ein technischer und finanzieller Kraftakt, der ohne Fördermittel 
nicht zu stemmen wäre.“

Christian Bernreiter, Bayerischer Staatsminister für Wohnen, Bau und Verkehr, hat den 
symbolischen Förderbescheid für den zweiten Bauabschnitt (Baulos 2) der U5-Verlängerung 
vom neuen U-Bahnhof Baumschule Laim bis Pasing Bahnhof an Oberbürgermeister Dieter 
Reiter überreicht (Foto: Michael Nagy/Presseamt)

Das Gesamtprojekt der U5-Verlängerung vom Laimer Platz nach Pasing 
erstreckt sich auf 3,8 Kilometer Länge und gliedert sich in zwei Bauab-
schnitte (Baulose). Derzeit laufen die Arbeiten an mehreren Standorten 
gleichzeitig: entlang der Gotthardstraße sowie an den drei künftigen 
U-Bahnhöfen Baumschule Laim (auf Höhe der Willibaldstraße), Am Knie 
und Pasing. Zudem entsteht westlich der Willibaldstraße das Bauwerk für 
den Startschacht der Tunnelbohrmaschine. Von dort wird diese sich bis 
nach Pasing vorarbeiten. 



Rathaus Umschau
20.1.2026, Seite 5

Parallel dazu laufen bereits Bauarbeiten für die geplante Verlängerung von 
Pasing nach Freiham. Noch bevor dort der zweite Realisierungsabschnitt 
des neuen Wohnquartiers entsteht, wird eine Vorhaltemaßnahme für den 
künftigen Endbahnhof fertiggestellt. Diese vorausschauende Vorgehens-
weise spart Kosten und verhindert spätere Beeinträchtigungen für die 
Menschen, die künftig in Europas größtem Neubaugebiet leben werden.
Die neuen U-Bahnhöfe sowie der Streckenabschnitt zwischen Laimer Platz 
und Baumschule Laim entstehen in Deckelbauweise. Diese Bauweise 
reduziert deutlich die Belastungen für die Bevölkerung im Vergleich zu 
einer offenen Baugrube. Im zweiten Bauabschnitt (Baulos 2) ermöglichen 
günstige geologische und bautechnische Bedingungen den Einsatz einer 
Tunnelvortriebsmaschine. Das bedeutet weniger Beeinträchtigungen an 
der Oberfläche.
Interessierte können sich im U5 Infocenter an der Willibaldstraße 70 
umfassend über die Verlängerung der U5 informieren. Ein besonderes 
Highlight ist eine Mini-Tunnelbohrmaschine als Modell. Immer mittwochs 
(außer Feiertag) von 15 bis 19 Uhr stehen dort Expert*innen aus dem 
U-Bahn-Bau für Fragen und Anliegen zum Projekt zur Verfügung – das 
Interesse der Anwohner*innen ist groß. Informationen über die Bauarbei-
ten, angewandte Techniken und weitere Einblicke rund um den Münchner 
U-Bahn-Bau gibt es auch im Internet unter www.ubahnbau-muenchen.de.

Bebauungsplan zum PaketPost-Areal kann in Kraft treten
(20.1.2026) Das Bürgerbegehren „HochhausSTOP“, das sich gegen die 
Errichtung von Hochhäusern auf dem PaketPost-Areal in München richtet, 
ist nicht zulässig. Das hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) 
gestern bekanntgegeben. Er bestätigt damit die Auffassung der Landes-
hauptstadt München. Die Stadt hatte im Mai 2025 das Bürgerbegehren als 
unzulässig zurückgewiesen und entschieden, den beantragten Bürgerent-
scheid nicht durchzuführen. Ein dagegen gerichteter Eilantrag der Vertreter 
des Bürgerbegehrens „HochhausSTOP“ blieb beim Verwaltungsgericht 
München erfolglos. Daraufhin legten die Antragsteller Beschwerde beim 
BayVGH ein.
Oberbürgermeister Dieter Reiter: „Die Entscheidung des Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshofs bestätigt das Handeln der Landeshauptstadt Mün-
chen: Dieses Bürgerbegehren war rechtlich nicht zulässig. Das ist keine 
Frage der politischen Haltung. Wer einen Bürgerentscheid will, muss eine 
klare, eindeutige und vollziehbare Frage stellen. Genau daran hat es hier 
gefehlt. Ebenso wichtig ist mir klarzustellen: Diese Entscheidung ist kein 
Grundsatzurteil gegen Bürgerbeteiligung – und sie ist erst recht kein Hoch-
hausentscheid für ganz München. Es ging um ein einzelnes, laufendes Be-

http://www.ubahnbau-muenchen.de
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bauungsplanverfahren auf dem PaketPost-Areal. Wer anderes behauptet, 
führt die Münchnerinnen und Münchner bewusst in die Irre.“
Nach der Entscheidung des BayVGH und dem Abschluss der noch laufen-
den Nachtragsverhandlungen zum geförderten Wohnungsbau kann der Be-
bauungsplan mit Grünordnung für das Paketpostareal sowie die Änderung 
des Flächennutzungsplans im Amtsblatt bekanntgegeben und damit in 
Kraft gesetzt werden. 
„Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat unsere Rechtsauffassung 
bestätigt, das Bürgerbegehren nicht zuzulassen. Damit ist der Weg frei 
für die Entwicklung eines gemischt genutzten Quartiers auf dem Paket-
Post-Areal mit der denkmalgeschützten Paketposthalle. Wir wollen dort 
1.200 Wohnungen schaffen, 3.000 Arbeitsplätze und ein vielfältiges An-
gebot an öffentlichen Freiflächen“, so Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. 
Florenz) Elisabeth Merk.
Weitere Informationen zum Projekt unter https://stadt.muenchen.de/infos/
paketpost-areal.html. 

Auszeichnung an Patientenfürsprecherin vergeben
(20.1.2026) Die Patientenbeauftragte der Stadt München, Petra Schweiger, 
hat heute stellvertretend für das Gesundheitsreferat Patientenfürspreche-
rin Tina Niedermaier die Bayerische Ehrenamtskarte überreicht und damit 
ihren engagierten Einsatz in der München Klinik Harlaching gewürdigt.

Die Patientenbeauftragte Petra Schweiger (li.) dankt Tina Niedermaier für ihr Engagement 
als Patientenfürsprecherin mit der Bayerischen Ehrenamtskarte. (Foto: GSR)

„Patientenfürsprecher*innen sind unverzichtbare Ansprechpersonen für 
Patient*innen und deren Angehörige im Krankenhaus“, so Gesundheitsre-
ferentin Beatrix Zurek. „Ihr Ehrenamt ist von großer Bedeutung, denn es 
trägt dazu bei, dass die Bedürfnisse von Patient*innen frühzeitig wahrge-

https://stadt.muenchen.de/infos/paketpost-areal.html
https://stadt.muenchen.de/infos/paketpost-areal.html
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nommen werden und als Feedback für Verbesserungen an die Klinik zu-
rückfließen. Dafür gebührt ihnen unser Dank.“
Die Patientenfürsprache in den städtischen Kliniken wurde auf Initiative 
des Stadtrats als ein gemeinsames Projekt des Gesundheitsreferats, des 
Gesundheitsladens München e.V. und der München Klinik eingerichtet. Die 
Patientenfürsprecher*innen der München Klinik sind zu ihren Sprechzeiten 
persönlich, telefonisch und per E-Mail zu erreichen. Weitere Informationen 
unter https://stadt.muenchen.de/infos/patientenfuersprache.html.
Patient*innen können am Empfang einer Klinik oder bei der Patientenbe-
auftragten der Stadt München erfragen, ob es eine Patientenfürsprache in 
ihrem Krankenhaus im Stadtgebiet gibt. Die Patientenbeauftragte nimmt 
Anliegen, Probleme sowie Lob von Patient*innen auf und bietet Unterstüt-
zung bei der Suche nach Beratungs- und Beschwerdestellen, einschließlich 
der Patientenfürsprache. Weitere Infos sind zu finden unter muenchen.de/
patientenanliegen.

Infoabende an den städtischen Fachoberschulen
(20.1.2026) Neben dem Gymnasium bietet auch das berufliche Schulwe-
sen attraktive Möglichkeiten, die Hochschulzugangsberechtigung zu erwer-
ben. So baut die Fachoberschule (FOS) auf dem mittleren Schulabschluss 
auf und vermittelt Allgemeinbildung, Fachtheorie und fachpraktische Bil-
dung. Nach der 12. Klasse wird die Fachhochschulreife erworben; in der 
FOS 13 ist die (fachgebundene) Hochschulreife möglich, die ein universitä-
res Studium ermöglicht. 
In den kommenden Wochen laden die städtischen Fachoberschulen der 
Fachrichtungen Soziales, Gesundheit, Gestaltung und (internationale) Wirt-
schaft zu ihren jährlichen Informationsveranstaltungen ein:
	- Städtische Robert-Bosch-Fachoberschule Wirtschaft: Am Dienstag, 27. 
Januar, ab 17.30 Uhr informiert die Fachoberschule in der Schleißheimer 
Straße 510 (U2 Haltstelle Dülferstraße) über die Ausbildungsrichtungen 
„Wirtschaft und Verwaltung“ und „Internationale Wirtschaft“. Weitere In-
formationen unter https://robofos.m-bildung.de. 

	- Städtische Fachoberschule für Sozialwesen und Gesundheit München 
Nord: Am neuen Schulstandort in der Freudstraße 15 werden sowohl die 
Ausbildungsrichtung Sozialwesen als auch Gesundheit angeboten. Der 
Infoabend findet am Donnerstag, 29. Januar, ab 18 Uhr statt. Die zent-
ralen Infoveranstaltungen der Schulleitung starten parallel in allen Stock-
werken jeweils um 18.15, 18.45 und 19.15 Uhr. Weitere Informationen 
unter https://fos-nord.de. 

	- Städtische Rainer-Werner-Fassbinder-Fachoberschule für Sozialwesen: 
Der Informationsabend findet am Mittwoch, 4. Februar, um 19 Uhr in der 

https://stadt.muenchen.de/infos/patientenfuersprache.html
http://muenchen.de/patientenanliegen
http://muenchen.de/patientenanliegen
https://robofos.m-bildung.de
https://fos-nord.de
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Schlierseestraße 47 statt. An der Schule wird die Fachrichtung Sozialwe-
sen angeboten. Weitere Informationen unter https://rwf-fos.de.

	- Städtische Fachoberschule für Gestaltung: Am Mittwoch, 4. Februar, lädt 
die FOS Gestaltung in der Ungsteiner Straße 46 von 17 bis 19 Uhr zum 
Infoabend. Interessierte können sich auch den Termin der Aufnahmeprü-
fung vormerken. Diese findet am Mittwoch, 11. März, von 9 bis 14 Uhr 
statt. Weitere Informationen unter https://fos-gestaltung.musin.de. 

Die Einschreibungstermine folgen im Zeitraum 23. Februar bis 6. März.

Neues Comic-Fachgeschäft im Rathaus eröffnet
(20.1.2026) Im Rathaus gibt es ab sofort ein auf Comics spezialisiertes 
Fachgeschäft. Der 52 Quadratmeter große Laden trägt den Namen „Splen-
did Comics“ und legt in seinem Sortiment einen besonderen Schwerpunkt 
auf Werke lokaler Comic-Künstler*innen. Betrieben wird der Laden von 
Michael Khambekar. Die Einrichtung hat der Innenarchitekt Florian Duelli 
entworfen. Neben dem Verkauf von Comics soll die Fläche als offener Kul-
turraum und Anlaufstelle für alle Comic-Begeisterten dienen.
Kulturreferent Marek Wiechers: „München kann nun neben dem renom-
mierten Comic-Festival wieder mit einem eigenen Spezialgeschäft für Co-
mics aufwarten, das gezielt lokale Künstlerinnen und Künstler fördert. Ich 
freue mich auf inspirierende Impulse für die Münchner Comicszene und 
bin sicher, dass der Laden nicht zuletzt aufgrund seiner zentralen Lage der 
Szene neue Sichtbarkeit geben wird.“
Unterstützt wird das Projekt von Kreativ München, das die Ladenfläche für 
die Kultur- und Kreativwirtschaft ausgeschrieben und durch Juryentscheid 
vergeben hat. Die Ladenfläche selbst wird vom Kommunalreferat der Stadt 
zur Verfügung gestellt. 
Über Kreativ München
Kreativ München – als referatsübergreifend arbeitendes Team, gemeinsam 
getragen vom Kommunalreferat, Kulturreferat und Referat für Arbeit und 
Wirtschaft – fördert die Münchner Kultur- und Kreativwirtschaft und ist zen-
trale Anlaufstelle für alle kultur- und kreativschaffenden Unternehmer*in-
nen und Selbständigen. Ziel ist es, die Rahmenbedingungen für die Bran-
che in allen elf Teilmärkten entlang der gesamten Wertschöpfungskette zu 
verbessern. Das Team bietet kostenfreie Beratungen bei unternehmeri-
schen Herausforderungen, organisiert Qualifizierungsformate, vernetzt mit 
anderen Kreativunternehmen und Branchen, verbessert die Sichtbarkeit 
der Kultur- und Kreativbranche und unterstützt Unternehmer*innen bei der 
internationalen Markterschließung und der Suche nach leistbaren Räumen. 
Mehr Informationen unter kreativ-muenchen.de.
Achtung Redaktionen: Bildmaterial (Fotos: Marcus Antritter) von der Er-
öffnung von Splendid Comics kann heruntergeladen werden unter https://
dap.muenchen.de/index.php/s/DmPWhaAbdK3DlqG.

https://rwf-fos.de
https://fos-gestaltung.musin.de
https://dap.muenchen.de/index.php/s/DmPWhaAbdK3DlqG
https://dap.muenchen.de/index.php/s/DmPWhaAbdK3DlqG
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Siedlung Neuherbergstraße: Wettbewerbsergebnisse ausgestellt
(20.1.2026) Die ehemalige Siedlung für amerikanische Streitkräfte an der 
Neuherberg-/Rockefellerstraße im Norden Münchens soll nachverdichtet 
werden. Die Ergebnisse des Wettbewerbs für die städtebauliche und frei-
raumplanerische Rahmenplanung werden von 22. bis 28. Januar im Kultur-
haus Milbertshofen am Curt-Mezger-Platz 1 ausgestellt. Am Donnerstag, 
29. Januar, von 17.30 bis 20.30 Uhr stellt die Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben (BImA) bei einem Info-Markt den Siegerentwurf vor.
In der bundeseigenen Siedlung im Norden Münchens sollen rund 650 
neue Wohnungen für Bundesbedienstete entstehen. Um die für den cha-
rakteristischen Ort verträgliche städtebauliche Dichte zu ermitteln und um 
eine angemessene städtebauliche sowie freiraumplanerische Neuordnung 
unter Berücksichtigung von Klimaschutz und Nachhaltigkeit zu gewährleis-
ten, hat die BImA in Abstimmung mit der Stadt München einen Realisie-
rungswettbewerb durchgeführt. Unter den neun eingereichten Arbeiten 
von Planungsteams aus den Bereichen Architektur, Landschaftsarchitektur 
und Stadtplanung konnte sich der Entwurf von bogevischs buero archi-
tektur und stadtplanung gmbh aus München mit grabner huber lipp land-
schaftsarchitekten und stadtplaner part mbb aus Freising durchsetzen. Der 
Siegerentwurf überzeugt durch seine klare städtebauliche Struktur, die sich 
stark am heutigen Bestand orientiert. Er sieht rund 650 neue Wohnungen 
in verschiedenen Grundtypen vor.
Den zweiten Preis erhielten Drees & Sommer SE, Berlin mit BIOS ATELIER, 
Cannes und A KIND OF SPACE Office for Architecture, Research and De-
sign, Berlin. Das Preisgericht zeichnete das Berliner Büro MR Müller Rei-
mann Planungsgesellschaft Berlin GmbH mit Vogt Landschaftsarchitekten 
aus Zürich mit dem dritten Preis aus. Das Ergebnis des Wettbewerbs dient 
als Planungsgrundlage für das weitere Bebauungsplanungsverfahren, das 
der Stadtrat im September 2023 mit einem Aufstellungsbeschluss eingelei-
tet hatte.
Die Ausstellung der Wettbewerbsarbeiten ist täglich von 9 bis 22 Uhr 
geöffnet. Der Eintritt zur Ausstellung und zum Info-Markt ist frei, eine An-
meldung ist nicht erforderlich. Die Veranstaltungsräume im Kulturhaus Mil-
bertshofen sind barrierefrei zugänglich.
Weitere Infos zum Projekt unter muenchen.de/neuherbergstrasse.

Bachauskehr im Gewässersystem vor der Staatskanzlei
(20.1.2026) Im Gewässersystem Westlicher Stadtgrabenbach – Hofbrunn-
werkkanal – Köglmühlbach – Fontainenbecken vor der Staatskanzlei findet 
von Freitag, 13., bis Donnerstag, 26. März, eine Bachauskehr statt. Dabei 
wird das Gewässer auf eine ökologisch vertretbare Wassermenge abge-
senkt und das Bachbett von Unrat und Sedimenten befreit, die die Tierwelt 

http://muenchen.de/neuherbergstrasse
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und die Wasserqualität beeinträchtigen. Bei abgesenktem Wasserspiegel 
werden die Gewässer begangen, Böschungen und Bauwerke untersucht 
und erforderliche Reparaturen ausgeführt. Dies ist notwendig, weil durch 
mitgerissenes Treibgut Schäden an Uferwänden, Böschungen, Dämmen 
und Brücken entstehen können. 
In München erfolgt die Bachauskehr traditionell im Frühjahr und Herbst; 
zu dieser Zeit besteht weder die Gefahr, dass die Gewässer durchfrieren, 
noch, dass sie übermäßig aufheizen. Das Baureferat führt die sogenannte 
sanfte Bachauskehr durch, bei der zum Schutz der Tierwelt jederzeit Rest-
wasser in den Bächen bleibt. Größere Fische werden abgefischt und um-
gesetzt. Die Aktion wird naturschutzfachlich begleitet und dokumentiert. 
Die Bachauskehr ist stets abgestimmt mit dem Wasserwirtschaftsamt 
München, der Unteren Naturschutzbehörde, den zuständigen Fischerei-
vereinen und wird vom zuständigen Referat für Klima- und Umweltschutz 
angeordnet.
Von Anliegerseite geplante Arbeiten sind bis spätestens 1. Februar, schrift-
lich beim Referat für Klima- und Umweltschutz, Bayerstraße 28 a, 80335 
München, oder per E-Mail an wasserrecht.rku@muenchen.de anzuzeigen 
und durch dieses freigeben zu lassen. Verspätet angezeigte Arbeiten kön-
nen nicht mehr berücksichtigt werden.

Vogelbrutzeit beachten: Gehölze jetzt zurückschneiden
(20.1.2026) Bäume und Sträucher bieten Vögeln und vielen anderen Wild-
tieren einen Lebensraum. Deshalb sollten sie so frei wie möglich wach-
sen. Damit sich die Gehölze optimal entwickeln können, müssen allerdings 
hin und wieder Rückschnitte durchgeführt werden. Die untere Natur-
schutzbehörde empfiehlt, Maßnahmen an Bäumen und Sträuchern nur 
zwischen 1. Oktober und 28. Februar durchzuführen – also außerhalb der 
Vogelbrutzeit. Für Gehölzarbeiten ist demnach jetzt eine gute Gelegenheit. 
Allerdings sollte dabei beachtet werden, dass Baumhöhlen Wildtieren als 
Winterquartier dienen können. Bewohnte Baumhöhlen dürfen nicht be-
schädigt oder zerstört werden.
In der Vogelbrutzeit von 1. März bis 30. September sind nur schonende 
Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen er-
laubt. Wer doch einmal einen Rückschnitt in der Vogelbrutzeit durchführen 
möchten, sollte die Regelungen in § 39 Abs. 5 des Bundesnaturschutzge-
setzes beachten. Infos der Stadt zu den Artenschutzvorschriften sind unter 
https://go.muenchen.de/infoblatt_artenschutz_rku_2024 verfügbar.
Für Fragen und Auskünfte können Bürger*innen sich an die Untere Natur-
schutzbehörde wenden per E-Mail an naturschutz.rku@muenchen.de.
Wichtig ist außerdem: Im Geltungsbereich von Landschaftsschutzverord-
nungen, Verordnungen über geschützte Landschaftsbestandteile, Natur-
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denkmäler oder der städtischen Baumschutzverordnung dürfen Gehölze 
nur nach vorheriger Genehmigung der Landeshauptstadt München verän-
dert oder gefällt werden. Eine Übersicht der Geltungsbereiche und Links 
zu den jeweiligen Vorschriften findet sich unter https://geoportal.muen-
chen.de/portal/umwelt. Dort im Menüpunkt „Themen“ das Thema „Fach-
daten“ auswählen. 
Die untere Naturschutzbehörde bedankt sich bei den Münchner*innen für 
ihre Mithilfe. Denn wer die gesetzlichen Regelungen zum Schutz der Natur 
einhält, trägt zum Erhalt der wertvollen Tier- und Pflanzenwelt bei.

Veranstaltungen des NS-Dokumentationszentrums
(20.1.2026) Das NS-Dokumentationszentrum München, Max-Mannhei-
mer-Platz 1, lädt am Freitag, 23. Januar, zu folgenden Veranstaltungen ein:
	- Um 17 Uhr findet der Dialogrundgang „Die Herkunft der Dinge“ statt. 
Die Historikerin Nathalie Jacobsen (NS-Dokumentationszentrum) und die 
Provenienzforscherin Lisa Kern (Lenbachhaus) sprechen dabei darüber, 
welche Geschichte ein Alltagsgegenstand erzählen kann. Thematisiert 
werden die Herkunft und Bedeutung einzelner Objekte, ihre Verflechtun-
gen mit Biografien und historischen Ereignissen und die Frage, wie Erin-
nern durch Dinge möglich wird. Der Rundgang lädt dazu ein, historische 
Narrative zu hinterfragen und neue Zugänge zur Erinnerungskultur aus 
der Perspektive konkreter Objekte zu eröffnen.

	- Um 19 Uhr liest Jehona Kicaj aus ihrem Debütroman „ë“, der 2025 für 
den Deutschen Buchpreis nominiert wurde. Er erzählt vom Kosovokrieg 
und erinnert an das Leid von Familien, die ihre Heimat verloren haben, 
deren ermordete Angehörige anonym verscharrt wurden und bis heute 
verschollen oder nicht identifiziert sind. Der ungewöhnliche Titel „ë“ 
steht für einen Buchstaben, der in der albanischen Sprache eine wichtige 
Funktion hat, obwohl er meist gar nicht ausgesprochen wird.  
Jehona Kicaj, geboren 1991 in Kosovo und aufgewachsen in Göttingen, 
studierte Philosophie, Germanistik und Neuere Deutsche Literaturwis-
senschaft in Hannover.

Für beide kostenfreien Veranstaltungen ist keine Anmeldung erforderlich. 
Weitere Informationen unter nsdoku.de/programm. Informationen zur Bar-
rierefreiheit unter www.nsdoku.de/barrierfreiheit.

https://geoportal.muenchen.de/portal/umwelt
https://geoportal.muenchen.de/portal/umwelt
http://nsdoku.de/programm
http://www.nsdoku.de/barrierfreiheit
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 20. Januar 2026

Sonnencreme-Spender in Münchner Freibädern installieren
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste)vom 1.7.2025

Stärkung des Filmmuseums München als Zentrum der Filmkultur und 
Bildung
Antrag Stadtrats-Mitglieder Lyn Faltin, Mona Fuchs, Mo Lüttig, Thomas 
Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth, Sibylle Stöhr und David 
Süß (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 10.7.2025

Hitze in der Stadt – Gesundheitsschutz für Münchner*innen optimie-
ren
Antrag Stadtrats-Mitglieder Judith Greif, Gunda Krauss, Sofie Langmeier, 
Thomas Niederbühl, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Strasser und David Süß 
(Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 13.8.2025

Rauch-Prävention ausweiten: Rauchfrei „nachvorn“ schon in Grund-
schulen!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste)vom 13.10.2025
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Sonnencreme-Spender in Münchner Freibädern installieren
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 1.7.2025

Antwort Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek:

Nach §60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. 

Sie beantragen, die Stadtverwaltung zu beauftragen, in enger Abstim-
mung mit der Stadtwerke München GmbH die Installation von Sonnen-
creme-Spendern in ausgewählten Münchner Freibädern zu prüfen und 
zeitnah umzusetzen.

Der Inhalt des Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art.37 Abs.1 GO und §22 GeschO dem Oberbürgermeis-
ter obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im Stadt-
rat ist daher rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 1.7.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:
Der Schutz der Münchner Stadtbevölkerung vor gesundheitsgefährden-
der Sonnenexposition und UV-Strahlung ist ein zentrales Anliegen des 
vorbeugenden Gesundheitsschutzes. Angesichts steigender Inzidenzen 
bösartiger Hauterkrankungen unterstützt die Landeshauptstadt München 
ausdrücklich geeignete Vorbeugemaßnahmen. Hierbei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass nach aktuellem wissenschaftlichem Kenntnisstand der 
wirksamste Schutz vor den gesundheitlichen Risiken ultravioletter Strah-
lung in der Vermeidung direkter Sonneneinstrahlung sowie der Nutzung 
textiler Schutzkleidung besteht. Die Anwendung geeigneter, individuell ab-
gestimmter Sonnenschutzmittel stellt dabei einen sehr wichtigen Beitrag 
zur Prävention dar, der gegenüber der generellen Vermeidung oder Redu-
zierung einer gesundheitsgefährdenden Exposition jedoch von geringerem 
Einfluss ist. Hieraus ist zu folgern, dass die Anwendung von Sonnenschutz-
mitteln zwar unbedingt zu empfehlen ist, deren Verwendung jedoch nicht 
zu einer Vernachlässigung anderer Schutzmöglichkeiten oder Verlängerung 
der Aufenthaltsdauer in der Sonne verleiten darf.

Eine sachgerechte und wirksame Anwendung von Sonnenschutzmitteln 
setzt zudem die Auswahl eines dem individuellen Hauttyp entsprechenden 
Lichtschutzfaktors, die Verwendung ausreichender Mengen und die gleich-
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mäßige Verteilung sowie vor allem das rechtzeitige Auftragen vor Beginn 
der Sonnenexposition voraus. 
Für Kleinkinder und Säuglinge müssen zudem spezielle, auf deren beson-
dere Hautbedürfnisse abgestimmte, Präparate Anwendung finden. Die Be-
reitstellung von einem Sonnenschutzmittelpräparat erst im Schwimmbad 
kann diesen Basisanforderungen jedoch nicht entsprechen.

Auch ist zu beachten, dass die Auswahl geeigneter Sonnenschutzmittel 
angesichts der unterschiedlichen Hauttypen, individueller Bedürfnisse und 
Vorlieben, aber auch angesichts möglicher allergischer Reaktionen ein er-
hebliches Konflikt- und Schadenspotential birgt. 
Bei Betrieb öffentlicher Spenderanlagen für Sonnenschutzmittel ist zudem 
das Auftreten von Hautirritationen oder Infektionen sowie auch erheblich 
nachlassender Wirksamkeit infolge mikrobiologischer Kontamination oder 
Alterung nicht auszuschließen, da ein wirksamer Schutz vor Manipulation 
und Verunreinigung auch auf einem Freibadgelände nicht mit hinreichender 
Sicherheit sicher zu gewährleisten ist.

Letztendlich sind Sonnenschutzmittel als frei verkäufliche Kosmetika im 
gesamten Stadtgebiet und zum Teil auch in den Freibädern selbst kosten-
günstig und niederschwellig verfügbar. Daher ergibt sich auch aus diesem 
Blickwinkel kein Bedarf für deren kostenlose Bereitstellung durch die Lan-
deshauptstadt München.

Nach eingehender Prüfung der zu beachtenden medizinischen, hygieni-
schen, organisatorischen und rechtlichen Anforderungen ist aus Sicht des 
Gesundheitsreferates der Landeshauptstadt München die Aufstellung 
öffentlicher Sonnenschutzmittelspender in den Münchner Freibädern nicht 
zu befürworten.

Ungeachtet dessen ist die Aufklärung über die gesundheitlichen Gefahren 
der UV-Strahlung wie eingangs erwähnt ein zentrales Anliegen der Landes-
hauptstadt München.  Das Gesundheitsreferat setzt hierbei auf bewährte 
Kommunikationsmaßnahmen im Rahmen von Aufklärungsaktionen, die 
Verteilung von Informationsmaterialien sowie Beratung zu diesem Thema 
im Rahmen der Stadtteilgesundheitstage, der umweltmedizinischen Bera-
tung und anlässlich spezieller Aktionstage wie beispielsweise dem Münch-
ner Sportfestival oder dem Tag der Daseinsvorsorge.
Die Auseinandersetzung mit den gesundheitlichen Gefahren von UV-Strah-
lung erfolgt hierbei über alle Anwendungsfälle hinweg kontinuierlich und 
wird im gesamtstädtischen Kontext evaluiert und weiterentwickelt.
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Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit geschäftsordnungsgemäß 
abgeschlossen ist.
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Stärkung des Filmmuseums München als Zentrum der Filmkultur und 
Bildung
Antrag Stadtrats-Mitglieder Lyn Faltin, Mona Fuchs, Mo Lüttig, Thomas 
Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth, Sibylle Stöhr und David 
Süß (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 10.7.2025

Antwort Kulturreferent Marek Wiechers:

Nach §60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. 
Sie beantragen die Stärkung des Filmmuseums München als Zentrum der 
Filmkultur und Bildung. Das Stadtmuseum und das Filmmuseum werden 
gebeten, für die Schließzeit des Filmmuseums, mit Unterstützung des Kul-
turreferats und Akteur*innen der Film- und Medienszene zeitnah ein Kon-
zept zur Interimsnutzung auszuarbeiten, um für Münchens kommunales 
Kino neue Veranstaltungsformate zu entwickeln und diesen wertvollen Ort 
weiteren Bevölkerungsgruppen zugänglich zu machen.

Der Inhalt Ihres Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art.37 Abs.1 GO und §22 GeschO dem Oberbürgermeis-
ter obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat ist daher recht-
lich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 10.7.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:
Das Filmmuseum im Münchner Stadtmuseum wurde eingerichtet als Kino, 
das vor allem die Aufgaben einer hauptstädtischen Kinemathek erfüllt, 
aber auch lokale Filmkultur pflegt. Diesen Spagat erfüllt es seit inzwischen 
mehr als sechs Jahrzehnten und genießt weit über München hinaus hohes 
Ansehen. Mehrfach wurde es für sein Programm vom Deutschen Kinema-
theksverbund und dem Verband der Kommunalen Kinos ausgezeichnet. 
Seine Filmrestaurierungen laufen auf großen Internationalen Filmfestivals 
wie Venedig, Locarno, Berlin oder Rotterdam, die vom Filmmuseum he-
rausgegebenen DVDs mit medienpädagogisch aufgearbeiteten Filmen 
erhalten die renommiertesten Preise. Das Filmmuseum verfügt über eines 
der wenigen Kinos, in dem alle analogen und digitalen Filmformate auf 
höchstem technischen Qualitätsniveau vorgeführt werden können.

Filmvermittlung und Partizipation sind ein wesentliches Element der Vor-
führungen im Filmmuseum. Dazu gehören die Bereitstellung von ausführ-
lichen Informationen zu Filmreihen und Retrospektiven im umfangreichen 
Programmheft und im Internet, Einführungen in die Filme von Mitarbei-
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ter*innen des Filmmuseums oder anderen Fachleuten, Diskussionsange-
bote, zu denen oft Filmemacher*innen, Filmwissenschaftler*innen oder 
Historiker*innen eingeladen werden, Masterclasses beim jährlichen Wer-
ner-Herzog-Filmpreis oder die vom Verein der Freunde des Filmmuseums, 
Münchner Filmmuseum (MFZ) organisierten Zuschauerkino-Filmabende, 
bei denen jeder seine Kurzfilme einreichen und vorstellen kann. Mit der 
wöchentlich stattfindenden Open Scene werden Filme zu aktuellen The-
men kurzfristig programmiert, die außerhalb der aufwändig und langfristig 
organisierten Reihen stehen und meistens in Kooperation mit anderen Ver-
einen, Initiativen und Kulturinstitutionen stattfinden. 

Das Filmmuseum hat dem Filmstadt München e.V., dem Zusammen-
schluss verschiedener Münchner Filminitiativen, viele Jahre lang in seinen 
Räumlichkeiten ein Büro zur Verfügung gestellt, was zu einer intensiveren 
Zusammenarbeit bei Programmen und Veranstaltungen führte. Entspre-
chend sind die Aufgaben verteilt. Der Filmstadt München e.V. zielt auf eine 
Verbreitung des Filmangebots in allen Teilen der Stadt, während das Film-
museum konzentriert am eigenen Standort arbeitet. Momentan finden re-
gelmäßig die mit der Filmstadt verbundenen Festivals Mittel Punkt Europa 
Filmfest, Underdox und DOK.fest München sowie Veranstaltungen des Cir-
colo Cento Fiori e.V. und der Georgischen Filmtage im Filmmuseum statt. 

Andere Veranstaltungen wie die Rumänischen Filmtage der Gesellschaft 
zur Förderung der rumänischen Kultur und Tradition e.V. und die Filmreihen 
der Akademie für Psychoanalyse und Psychotherapie München e.V. haben 
im Filmmuseum ebenso eine feste Heimat gefunden wie die Werner-Her-
zog-Stiftung. Das Filmmuseum ist Spielstätte des Filmfests München und 
Ort für Sonderveranstaltungen des Kulturreferats sowie Kooperationen mit 
verschiedenen Instituten der LMU. Darüber hinaus stellt das Filmmuseum 
seine Filmrestaurierungen auch anderen Spielstätten zur Verfügung. Dies 
reicht von Münchner Initiativen bis hin zu Institutionen wie der Cinémathè-
que française in Paris, dem Museum of Modern Art in New York oder dem 
Koreanischen Filmarchiv in Seoul, mit denen das Filmmuseum regelmäßig 
gemeinsame Projekte durchführt. Viele der bekanntesten deutschen Film-
klassiker wären heute ohne die oft jahrelange Rekonstruktionsarbeiten des 
Filmmuseums nicht mehr in der Öffentlichkeit präsent und in wieder her-
gestellten Originalfassungen verfügbar.

Derzeit werden bereits Konzepte für die Schließzeit entwickelt, die an die 
vorhandenen Formate anknüpfen, die aber auch Perspektiven für die Zeit 
nach der Wiedereröffnung schaffen. So sollen beispielsweise die vor allem 
während des Corona-Lockdowns erfolgreich erprobten neuen Formen 
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der Filmvermittlung über die eigene Website und auf anderen Medien 
ausgebaut werden. Bei der Neukonzeption des Münchner Stadtmuseums 
werden auch die Programmstrukturen, die Vernetzung in der Stadt und die 
Öffentlichkeitsarbeit des Filmmuseums aktualisiert und neu ausgerichtet 
werden. Inwieweit das Filmmuseum bereits in der Interimszeit neue Ideen 
und Konzepte ausprobieren kann, wird sehr stark von den zur Verfügung 
stehenden Mitteln abhängen. Personelle Engpässe sind dabei weniger das 
Problem als vielmehr die verfügbaren Veranstaltungsräume in München 
und die Qualität der dort vorhandenen Projektionstechnik. Dieses Problem 
stellt sich auch allen anderen Filminitiativen und Festivals, die die Koopera-
tion mit dem Filmmuseum nicht zuletzt wegen des Kinosaals als Veranstal-
tungsort zu schätzen wissen.

In seiner Schließzeit strebt das Filmmuseum an, neue Kooperationen 
aufzubauen, und durch den Mangel eines eigenen Kinosaals seine Bemü-
hungen im Bereich des Outreaches und der aufsuchenden Kulturarbeit zu 
verstärken. Das kann Vermittlungsarbeit für Kinder und Jugendliche mit Ko-
operationspartner*innen, aber auch ganz niederschwellige Programmfor-
mate wie etwa Kneipenkinoabende umfassen. Dabei wird berücksichtigt, 
dass das Programm die vielfältige Münchner Stadtgesellschaft anspricht, 
unter der Beibehaltung des Ziels, die Perspektiven marginalisierter Grup-
pen sichtbar zu machen.

Nicht vergessen werden darf, dass das Filmmuseum die Schließzeit auch 
zur Inventarisierung, Dokumentation und Digitalisierung seiner Bestände 
nutzen wird – Aufgaben, die während des täglichen Spielbetriebs meist zu 
kurz kommen und wenig öffentlichkeitswirksam sind. In den letzten Jahren 
konnte im Bereich der Filmwissenschaft und akademischen Forschung 
ein steigendes Interesse insbesondere an der Sammlung filmbezogener 
Begleitmaterialien des Filmmuseums registriert werden, die noch unzurei-
chend aufgearbeitet sind.   

Das Münchner Stadtmuseum wird zu gegebener Zeit im Kulturausschuss 
über die Entwicklung des Konzepts für die Interimszeit und für die Zeit 
nach der Wiedereröffnung berichten.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Hitze in der Stadt – Gesundheitsschutz für Münchner*innen optimie-
ren
Antrag Stadtrats-Mitglieder Judith Greif, Gunda Krauss, Sofie Langmeier, 
Thomas Niederbühl, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Strasser und David Süß 
(Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 13.8.2025

Antwort Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek:

Nach §60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist.

Sie beantragen zur Stärkung der Klimaresilienz der LH München und zur 
Unterstützung der Münchner Bürgerschaft bei der Bewältigung der aus 
dem Klimawandel resultierenden gesundheitlichen Risiken die Umsetzung 
zusätzlicher Schutzmaßnahmen. Diese sollen das bereits bestehende Ge-
samtkonzept des Gesundheitsreferates zum gesundheitsbezogenen Hitze- 
und UV-Schutz ergänzen.

Der Inhalt des Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art.37 Abs.1GO und §22 GeschO dem Oberbürgermei-
ster obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im 
Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 13.8.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:
Zunächst möchte ich mich für Ihre Vorschläge zur Optimierung des Ge-
sundheitsschutzes für die Münchner Bürgerschaft und die Wertschätzung 
der bisher durch das Gesundheitsreferat im Zusammenhang mit dem ge-
sundheitsbezogenen Hitze- und UV-Schutz verantworteten Maßnahmen 
bedanken. Wie in der nachfolgenden Erörterung dargestellt, werden die 
vorgeschlagenen Maßnahmen auch teils bereits eigenverantwortlich oder 
durch die Nutzung bestehender externer Angebote umgesetzt.

1. Entwicklung eines Signets (Wort-Bild-Marke) für kühle Orte und für 
Trinkbrunnen bzw. „Wassertankstellen“
Die städtischen Trinkbrunnen sind an den jeweiligen Entnahmestellen 
bereits mit einer Beschilderung gekennzeichnet die neben dem Text „Trink-
wasser“ soweit möglich auch noch einen entsprechenden Hinweis in 
Blindenschrift enthält. Darüber hinaus sind die Standorte der Trinkbrunnen 
und die im Einverständnis mit den jeweiligen Betreiber*innen gelisteten 
„kühlen Orte“ vollständig in der online frei verfügbaren „Karte kühler Orte“ 
verzeichnet.
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Von der Entwicklung und zusätzliche Bereitstellung eines frei verfügbaren 
Signets (Wort-Bild-Marke) wird seitens des Gesundheitsreferats aus nach-
folgend genannten Gründen abgeraten:
Um eine wirkliche Signalfunktion entfalten zu können, müssten derartige 
Signets eine deutlich wahrnehmbare Größe haben. Schon aufgrund der 
bau- und denkmalschutzrechtlichen Gegebenheiten und Vorgaben, die bei 
Anbringung derartiger Signets an den Fassaden von Gebäuden zu beach-
ten wären, ließe sich damit eine stadtweite optische Einheitlichkeit schwer 
erzielen. Zudem können insbesondere private Einrichtungen, die kühle 
Orte zur Verfügung stellen, nicht gezwungen werden, diese mit Hilfe des 
Signets zusätzlich auszuzeichnen. Die daraus resultierende Uneinheitlich-
keit der Auszeichnung kühler Orte und Trinkwasserstellen mit Abweichun-
gen von der Karte kühler Orte führt absehbar eher zu Verunsicherungen 
der potentiellen Nutzer*innen.
Bei einer Verknüpfung der Nutzung des Signets mit bestimmten Bedingun-
gen würde die Landeshauptstadt München zudem in eine Garantenstel-
lung für die seitens des Aufstellers erbrachte Leistung kommen und das 
Signet bei missbräuchlicher oder unzuverlässiger Nutzung von der Bevölke-
rung in Verbindung mit der Landeshauptstadt München gebracht werden. 
Die damit verbundene notwendige regelmäßige Kontrolle durch die Lan-
deshauptstadt München würde einen unverhältnismäßig hohen Aufwand 
darstellen.

Nicht zuletzt wäre ein entsprechendes Signet für die Bürgerschaft erst 
dann wahrnehmbar, wenn der/die Beobachter*in sich bereits an dem Ort 
befindet. Eine „Fernwirkung“, wie sie die online verfügbare Karte kühler 
Orte zu jedem Zeitpunkt und an jedem Standort der/des Benutzers/Benut-
zerin bietet, wäre damit nicht gegeben.

Aus Sicht des Gesundheitsreferates sollten daher die Fortschreibung 
und weitere Bekanntmachung der „Karte kühler Orte“ priorisiert und ggf. 
weitere Tools wie z.B. ein kartenbasiertes, interaktives „Schattenrouting“ 
entwickelt werden, um Bürger*innen dabei zu unterstützen die Hitze- und 
UV-Belastung im Alltag zu reduzieren.

2. Zielgruppenspezifische Informationskampagnen
Die Einschätzung zur Notwendigkeit und Effizienz zielgruppenspezifischer 
Informationskampagnen wird seitens des GSR ausdrücklich geteilt. Aus 
diesem Grund haben auch die durch das Gesundheitsreferat seit 2023 im 
Zusammenhang mit dem vorbeugenden Hitze- und UV-Schutz eingeleite-
ten Maßnahmen besonders die vulnerablen Bevölkerungsgruppen (z.B. 
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ältere Münchner Bürger*innen, schwangere Frauen oder Kinder- und Klein-
kinder) im Fokus.
So fanden seither Informationsveranstaltungen unter anderem in Alten- 
und Service Zentren, bei Sportereignissen und Veranstaltungen zur Frau-
engesundheit sowie Aufklärung im Rahmen von Vorsorgeuntersuchungen 
im GSR (z.B. zur Einschulung) statt. Darüber hinaus wurden ehrenamtliche 
Stadteilgesundheitshelfer*innen speziell zum Thema Hitze unterrichtet, um 
niederschwellig Unterstützung vor Ort leisten zu können.
Eine Übersicht zu den in diesem Zusammenhang eingeleiteten Maßnah-
men und Projekten können Sie den einschlägigen Bekanntgaben des Ge-
sundheitsreferates vom 20.7.2023 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 09598), 
vom 20.6.2024 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 12645) und vom 20.3.2025 
(Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 15674) entnehmen. Auch für 2026 ist eine 
erneute Bekanntgabe des Gesundheitsreferates geplant, in der die Fort-
schreibung der Maßnahmen dargestellt wird.

Erfreulicherweise wird für derartige Informationskampagnen seitens des 
Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
sowie vom Bundesinstitut für Öffentliche Gesundheit hervorragendes 
Informationsmaterial bereitgestellt, das die kostenintensive Entwicklung 
eigener Publikationen entbehrlich macht.
Das Gesundheitsreferat nutzt bereits seit dem Jahr 2023 diese kostenfrei 
zu beziehenden Materialien und gibt diese an die Stadtbevölkerung weiter. 
Zudem werden Institutionen beispielsweise über das Hitzewarnsystem 
des GSR dazu motiviert, diese Materialien auch selbständig zu beschaffen 
und an die eigene Klientel zu verteilen. Eine Verbreitung dieser Materialien 
in Arztpraxen und Apotheken – genauso wie in allen anderen Institutionen 
mit vulnerabler Klientel kann das Gesundheitsreferat jedoch nur anregen.
Das Gesundheitsreferat steht als Mitglied des Bündnis Hitzeschutz Bayern 
seit 2023 jedoch in engem Austausch mit der Bayerischen Landesärzte-
kammer und anderen Institutionen wie der Bayerischen Landesapothe-
kerkammer sowie Verbänden und Vertreter*innen von pflegerischen und 
therapeutischen Berufsgruppen, die ihrerseits diesbezüglich auf ihre Mit-
glieder einwirken.

3. Digitale Hitzewarnung und Hitzetipps
Für die Münchner Bürgerschaft stehen mit den bereits etablierten staat-
lichen Warnsystemen NINA (Bundesamt für Bevölkerungsschutz), KAT-
WARN (Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikationssysteme) und 
insbesondere der WarnWetter-App des Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
bereits ausreichend etablierte Messengerdienste zur Verfügung, die über 
Hitzeereignisse und/oder Katastrophengeschehen informieren.
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Zudem werden Monitore etwa in U-Bahn- oder Busstationen in Hitzepha-
sen mit den Warnmeldungen des Deutschen Wetterdiensts bespielt, 
wodurch ein großer Anteil der Bevölkerung erreicht wird. Das GSR nimmt 
darüber hinaus wahr, dass in Hitzephasen das Thema in allen Medien, Ra-
dio und Fernsehen präsent ist und daher kein Informationsdefizit über die 
Hitzephase an sich zu vermuten ist.
Auch bietet das Bundesinstitut für Öffentliche Gesundheit seit März 2025 
einen öffentlich zugänglichen WhatsApp-Kanal („Hitzefunk“) an, über den 
wissenschaftlich fundierte Informationen zum Thema Hitze und Hitze-
schutz bezogen werden können. Das städtische Bauzentrum München 
informiert zudem über Hitzeschutz in Wohnbereichen im Rahmen eines 
kostenfreien Beratungsangebotes und zu entsprechenden Fördermöglich-
keiten.
Das Gesundheitsreferat selbst hat ein Hitzewarnsystem entwickelt, dass 
sich an institutionelle Betreiber*innen von Einrichtungen richtet, in denen 
vulnerable Gruppen betreut werden. Dieses Warnsystem basiert auf den 
Vorgaben des amtlichen Deutschen Wetterdienstes (DWD) und nutzt einen 
offenen E-Mail-Verteiler.
Angesichts des umfangreichen bestehenden Angebots würden mit der 
Schaffung stadteigener zusätzlicher Warnsysteme oder WhatsApp-Kanälen 
erhebliche Ressourcen gebunden, ohne damit eine erkennbare Verbesse-
rung für den Bevölkerungsschutz zu erreichen.
Zudem ist zu berücksichtigen, dass Bürger*innen unterschiedliche Präfe-
renzen hinsichtlich der Nutzung privater Kommunikationsdienste haben 
und das Angebot daher gegebenenfalls nicht flächendeckend akzeptiert 
würde.
Im Rahmen der im ersten Quartal 2026 abzuschließenden Überarbeitung 
des stadteigenen Internetauftritts zum Thema „gesundheitsbezogener 
Hitze- und UV-Schutz“ (www.muenchen.de/hitze) werden auch die Infor-
mationen zu den o.g. Warndiensten und Informationskanälen aktualisiert 
und erneut der breiten Bevölkerung zugänglich gemacht. Gleichermaßen 
wird die „Bewerbung“ und Bekanntmachung des einschlägigen städti-
schen Internetangebots fortgesetzt.

4. Hitzeschutz bei städtischen Freiluft-Veranstaltungen
Die verpflichtende Einführung von Hitzeschutzplänen bei Freiluftveranstal-
tungen kann auf kommunaler Ebene derzeit noch nicht erreicht werden. 
Das Gesundheitsreferat steht jedoch allen städtischen Dienststellen bei 
Bedarf fachlich beratend zur Verfügung. Dieses Angebot wurde beispiels-
weise bei der Wiesn oder der Fußball Europameisterschaft im Zusammen-
hang mit der Aufstellung von temporären Trinkwasserbrunnen auch von 
anderen städtischen Dienststellen und der SWM GmbH bereits genutzt.
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5. Feste*r Ansprechpartner*in für Hitzeschutz
Das Gesundheitsreferat steht im Zusammenhang mit dem Hitze- und 
UV-Schutz bereits im intensiven Austausch mit Fachdienststellen (z.B. 
Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit LGL), 
Verbänden (z.B. Bayerische Landesärztekammer BLÄK, dem Deutschen 
Städtetag), Partnerstädten (z.B. Beer Sheva, Bordeaux) und institutionellen 
Betreiber*innen von Einrichtungen aller Art, in denen vulnerable Gruppen 
betreut werden. Diesbezüglich sei auch nochmals auf die unter Top 2 er-
wähnten Bekanntgaben des Gesundheitsreferates und das von meinem 
Haus entwickelte Warnsystem (vgl. Top 3 und Sitzungsvorlage Nr.20-26/V 
12645 vom 20.6.2024) verwiesen.
In den Kontakten mit den Betreiber*innen von Einrichtungen wird selbst-
verständlich regelhaft auf die Notwendigkeit der Auseinandersetzung 
mit dem Thema „Klimawandel“ und die „Installation“ von Hitzeschutz-
beauftragten in den Einrichtungen hingewiesen. Die Reaktion auf diese 
Hinweise ist ganz überwiegend positiv; die Einrichtungen sind sich ihrer 
Verantwortung bewusst. Mangels einer gesetzlichen Grundlage kann eine 
verpflichtende Einrichtung entsprechender Aufgabengebiete jedoch nicht 
eingefordert werden.

Das Antwortschreiben wurde mit der Gleichstellungsstelle abgestimmt.
Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Rauch-Prävention ausweiten: Rauchfrei „nachvorn“ schon in Grund-
schulen!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste)vom 13.10.2025

Antwort Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek:

Sie beantragen, dass die Stadtverwaltung, gemeinsam mit Trägern der 
Suchtprävention, der Schulsozialarbeit und wissenschaftlichen Partnern, 
ein Pilotprojekt für Grundschulen entwickelt, das Kinder für die Gefah-
ren des Rauchens und Vapens sensibilisiert. Das Pilotprojekt soll sich an 
erfolgreichen Beispielen aus anderen Städten (wie „nachvorn“ in Berlin) 
orientieren, wissenschaftlich evaluiert werden und im Erfolgsfall auf alle 
Münchner Grundschulen ausgeweitet werden.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt erlaube ich mir, Ihren Antrag vom 
13.10.2025 als Brief zu beantworten und teile Ihnen auf diesem Wege Fol-
gendes mit:

Das Münchner Programm zur Suchtprävention ist ein Kooperationsprojekt 
von Sozialreferat/Stadtjugendamt, Referat für Bildung und Sport sowie Ge-
sundheitsreferat (unter Federführung des Gesundheitsreferats). Es bündelt 
Angebote der Suchtprävention in München und stellt zusammen mit den 
Trägern der Münchner Suchtprävention sicher, dass alle für Kinder und 
Jugendliche relevanten Lebenswelten und Suchtmittel berücksichtigt wer-
den.

Die Akteur*innen des Münchner Programms zur Suchtprävention teilen 
grundsätzlich die Intention des Antrags, einen Fokus der Suchtprävention 
in der Grundschule auf das Rauchen von Tabak- und E-Zigaretten zu legen. 
Es teilt die Haltung, dass frühzeitige (Sucht-)Prävention und Gesundheits-
förderung für den einzelnen Menschen und das Gesundheitssystem im 
Ganzen von großer Bedeutung sind.

Allerdings wird derzeit kein neues Projekt hierzu empfohlen, da es in Mün-
chen bereits ein Projekt gibt, das die Thematik Rauchen in der 4. Klasse 
der Grundschule aufgreift und sehr gut evaluiert ist.

„Klasse2000“ ist Deutschlands größtes Projekt zur Gesundheitsförde-
rung, Sucht- und Gewaltprävention in der Grundschule. Von der 1. bis zur 
4. Klasse erforschen Kinder spielerisch und interaktiv, was sie selbst tun 
können, um gesund zu bleiben. Dabei wechseln sich Stunden mit Gesund-
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heitsförder*innen und Stunden mit Lehrkräften zu Themen wie „Bewegen 
und entspannen“, „Probleme und Konflikte lösen“ und „Kritisch denken 
und Nein sagen“ ab. Hierbei handelt es sich um die Förderung von Le-
benskompetenzen, die alle in Hinblick auf ein suchtfreies Leben von Be-
lang sind. 

In der 4. Klasse wird explizit das Rauchen aufgegriffen, unter anderem mit 
Informationen über die gesundheitlichen Folgen des Rauchens und dem 
Thema „Widerstehen bei Gruppendruck“.

„Klasse2000“ ist für die Grundschulen insofern ein niedrigschwelliges An-
gebot, als die Klassen und Lehrkräfte Pakete mit Unterrichtsvorschlägen, 
Arbeitsheften und weiteren Materialien erhalten, die Themen zu den Lehr-
plänen passen, die Stunden während des regulären Unterrichts stattfinden 
und keine Vorkenntnisse oder Fortbildungen der Lehrkräfte erforderlich 
sind.

Auch ist das Projekt sehr gut evaluiert. Unabhängige Forschungsinstitute 
verglichen in mehrjährigen Studien „Klasse2000“-Kinder mit Kindern, die 
nicht am Projekt teilgenommen hatten. Die Studien belegen unter ande-
rem Folgendes für die Klasse2000-Kinder:

-	 weniger Rauchen und Alkoholkonsum in der 4. und 7. Klasse
-	 positive Effekte, z.B. auf Lebensqualität, Selbstwert, Gesundheitsverhal-

ten und Klassenklima  

Laut der „Grünen Liste Prävention“ des Landespräventionsrates Nieder-
sachsen, die Präventionsprojekte in verschiedene Wirksamkeitsstufen ein-
teilt, wurde „Klasse2000“ mit „Effektivität nachgewiesen“ in die höchste 
Kategorie eingeordnet.

In München wird „Klasse2000“ im Schuljahr 2025/2026 in 150 Klassen 
umgesetzt. Den Grundschulen obliegt es selbst, ob und ggf. welche Pro-
jekte sie an ihre Schule holen. 

Da die im Antrag beschriebenen Problematiken (Zunahme von Konsum 
und Handel) den Akteur*innen der Suchtprävention in München bekannt 
sind, wurde die Gründung einer Arbeitsgruppe zum Thema „Zigaretten, 
Vapes und Co.“ beschlossen, die im 1. Halbjahr 2026 starten und sich auf 
alle Altersgruppen Minderjähriger beziehen soll. Geplant ist, auf der Grund-
lage von bekannten Bedarfen und einer Bestandsaufnahme zu Projekten 
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Vorschläge zur Umsetzung von Maßnahmen zu entwickeln – unter Berück-
sichtigung der Haushaltslage der Landeshauptstadt München.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Dienstag, 20. Januar 2026 

 
 

Erweiterung der Meldepflicht 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Hans  
Hammer, Dr. Evelyne Menges, Manuel Pretzl und Tho- 
mas Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄH- 
LER) 
 
Geothermie-Anlage im Siemens-Sportpark – Folgen? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Veronika Mirlach, Matthias  
Stadler Dr. Michael Haberland (Stadtratsfraktion der CSU  
mit FREIE WÄHLER)   

 
Eine App für alle Kitas – München zündet den Turbo 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Lyn Faltin, Nimet  
Gökmenoglu, Judith Greif, Gunda Krauss, Sofie Langmeier,  
Mo Lüttig und Sebastian Weisenburger (Fraktion Die Grü- 
nen – Rosa Liste – Volt) 

 
Widerstandsdenkmal am Platz der Freiheit verstetigen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Roland Hefter,  
Dr. Christian Köning, Barbara Likus, Lars Mentrup, Lena  
Odell und Julia Schönfeld-Knor (SPD-Fraktion) 

 
100-Sekundentakt bei der Münchner U-Bahn  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann,  
Gabriele Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERN- 
PARTEI Stadtratsfraktion) 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 

 

               20.01.2026  

 

Erweiterung der Meldepflicht  

    

Die Landeshauptstadt München, vertreten durch den Oberbürgermeister, wird beauftragt, eine 

Initiative beim Deutschen Städtetag zu starten, das Bundesmeldegesetz (BMG) dahingehend zu 

erweitern, dass künftig auch Personen ohne festen Wohnsitz der allgemeinen Meldepflicht un-

terliegen. Maßgeblich soll dabei der Aufenthaltsort sein, an dem sich eine Person überwiegend 

aufhält. 

 

 

Begründung 

 

Nach geltendem Recht besteht die Meldepflicht nur für Personen, die eine Wohnung beziehen 

oder wechseln. Menschen ohne festen Wohnsitz fallen damit aus dem Geltungsbereich der ge-

setzlichen Meldepflicht heraus. Dies führt zu einer rechtlichen und praktischen Grauzone, die 

weder sozialpolitisch noch ordnungspolitisch zufriedenstellend ist. 

 

Zum einen erschwert der fehlende Meldestatus den Zugang zu wichtigen Leistungen – etwa im 

Gesundheits- oder Sozialwesen. Ohne Meldeadresse können behördliche Verfahren, Postzustel-

lungen oder Leistungsanträge häufig nicht wirksam abgewickelt werden. Eine geregelte Meldung 

würde damit zur besseren administrativen Erreichbarkeit und zu einer inkludierenden Sozialpo-

litik beitragen. Für Personen mit dem Vermerk „ohne festen Wohnsitz“ im Ausweis könnten or-

ganisierte Postadressen (z. B. in Unterkünften, bei Sozialdiensten oder Jobcentern) verpflichtend 

vorgesehen werden, wie diese Optionen bereits heute in der Praxis – etwa über Obdachlosen-

unterkünfte oder Wohlfahrtsverbände – genutzt werden. Dadurch würde eine zuverlässige Post-

zustellung gesichert, Fristen eingehalten und der Zugang zu Leistungen erleichtert. 

 

Zum anderen gibt es auch ordnungspolitische Aspekte, die für eine Erweiterung der Meldepflicht 

sprechen. Personen ohne festen Wohnsitz können sich derzeit faktisch anonym im Stadtgebiet 

aufhalten, was eine Überprüfung oder Zuordnung im Bedarfsfall – etwa bei Verstößen oder Er-

mittlungsverfahren – erheblich erschwert. Eine verbindliche Meldepflicht schafft hier 
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Rechtsklarheit, Transparenz und Ordnung. Eine solche Regelung würde den Aufenthalt ohne 

feste Unterkunft nicht kriminalisieren, sondern rechtlich absichern – im Sinne eines fairen Gleich-

gewichts zwischen Rechten und Pflichten. 

 

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Dr. Evelyne Menges   Alexandra Gaßmann  

Fraktionsvorsitzender    stv. Fraktionsvorsitzende  Stadträtin 

 

 

Hans Hammer    Thomas Schmid 

Stadtrat    Stadtrat 
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Anfrage 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         
                          14.01.2026  
 
Geothermie-Anlage im Siemens-Sportpark – Folgen? 
 
In einer Pressemitteilung vom 11.12.20251 haben die Stadtwerke München (SWM) bekannt 
gegeben, dass das Areal des Siemens-Sportparks in Kooperation mit dem Referat für Bildung 
und Sport (RBS) überplant wird. Ziel ist es, auf dem dortigen Gelände eine Geothermie-Anlage 
zu errichten, um die kommunale Wärmewende weiter voranzubringen.  
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Oberbürgermeister: 
 

1. Wo genau im Siemens-Sportpark soll die Geothermie-Anlage entstehen?  
 

2. Welche bisher geplanten Nutzungen, Flächen und / oder Neubauten entfallen dadurch 
(z.B. Turnhalle mit Schwimmbecken) oder werden eingeschränkt? 
 

3. Haben die neuen Pläne Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet? 
 
 
 
Veronika Mirlach (Initiative)  Matthias Stadler  Dr. Michael Haberland 
Stellv. Fraktionsvorsitzende  Stadtrat   Stadtrat 
 

 
1 https://www.swm.de/unternehmen/presse/pressemitteilungen/2025/12-2025/swm-ringtausch-
geothermie-sportpark-forstenrieder-park-bad 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 20.01.2026

Eine App für alle Kitas – München zündet den Turbo

Antrag
Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, die Münchner Kita-App (KITAMuc) bereits 
2026 für alle 460 städtischen Kitas, Tagesheime und Häuser für Kinder 
bereitzustellen, um die Kommunikation zwischen Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
und den Einrichtungen deutlich zu vereinfachen.

Begründung:
Die Kita-App wurde 2023 erfolgreich getestet und wird seitdem Kita-Jahr 2024/2025 
schrittweise auf alle städtischen Einrichtungen ausgerollt. Mit der App wird die 
Kommunikation zwischen Eltern und Kita einfacher, schneller und transparenter: 
Wichtige Informationen können digital und direkt übermittelt werden, Papierzettel 
entfallen. Gerade im oft hektischen Familienalltag schafft die App Übersicht über 
Termine, Krankmeldungen, Schließzeiten, Elternabende und weitere 
organisatorische Abläufe. Besonders Familien mit unterschiedlichen sprachlichen 
Hintergründen profitieren durch klar strukturierte und leicht zugängliche 
Informationen.

Fraktion Die Grünen/Rosa Liste/Volt
Initiative:
Sebastian Weisenburger
Anja Berger
Sofie Langmeier
Lyn Faltin
Nimet Gökmenoğlu
Gunda Krauss
Mo Lüttig
Judith Greif
Mitglieder des Stadtrates

Die Grünen/Rosa Liste/Volt, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de



 

 

 

 

Herrn 

Oberbürgermeister 

Dieter Reiter 

Rathaus 

 

 

Widerstandsdenkmal am Platz der Freiheit verstetigen 

 

ANTRAG 

Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, dem Stadtrat darzulegen, wie das bislang temporäre 

Widerstandsdenkmal am Platz der Freiheit dauerhaft etabliert werden kann, welche 

Veränderungen ggf. damit verbunden sein müssten und welche Möglichkeiten es gibt, um es 

dauerhaft zu sichern. 

 

BEGRÜNDUNG 

Zwölf Stelen erinnern seit 2016 am Platz der Freiheit an die Opfer des Widerstandes gegen 

den Nationalsozialismus. Das sogenannte Widerstandsdenkmal wurde ursprünglich als 

temporäre Installation errichtet. In den vergangenen Jahren hat es jedoch eine breite, 

nachhaltig positive Resonanz im Stadtbezirk und weit darüber hinaus erfahren. Es hat sich zu 

einem wichtigen Bestandteil der lokalen Erinnerungskultur und Gedenkpolitik entwickelt – 

gerade vor dem Hintergrund der aktuellen gesellschaftlichen und politischen 

Herausforderungen. 

  

Das Denkmal erzählt anhand der Porträts und biografischen Darstellungen auf den Stelen von 

Menschen, die sich dem NS-Regime widersetzten. Es gibt dem Widerstand konkrete Gesichter 

und macht individuelle Lebenswege aus Neuhausen-Nymphenburg sichtbar. Dabei werden 

unterschiedliche politische, soziale und religiöse Hintergründe einbezogen – beispielsweise 

christliche, jüdische, gewerkschaftliche, sozialdemokratische, bürgerliche und kommunistische 

Perspektiven. Auf diese Weise wird der vielfältige und mutige Widerstand gegen die 

nationalsozialistische Diktatur in besonderer Form nachvollziehbar. Auch der 

Bezirksausschuss unterstützt ausdrücklich das Anliegen, das Widerstandsdenkmal dauerhaft 

zu verstetigen. 

 

SPD-Fraktion                 

Kathrin Abele  

Dr. Christian Köning       

Julia Schönfeld-Knor  

Roland Hefter     

Lars Mentrup 

Lena Odell 

Barbara Likus       

 

Mitglieder des Stadtrates  

München, 20.01.2026 
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100-Sekundentakt bei der Münchner U-Bahn 
 
Antrag: 
 
Die MVG erarbeitet ein Konzept, mit dem die Züge zunächst für einen Testlauf auf den 
Strecken der Linien U2 und U6 in einem 100-Sekundentakt fahren.  
 
Nach einem halben Jahr wird der neue Plan evaluiert und bei positiver Resonanz für den 
darauffolgenden Fahrplanwechsel auf die weiteren Linien erweitert.  
 
Außerdem stellt die MVG dar, ab wann die U-Bahn mit autonomen Zügen betrieben werden 
kann.  
 
Begründung: 
 
Die Münchner U-Bahn ist stetig hochfrequentiert und wird insbesondere seit Einführung des 
Deutschlandstickets noch mehr genutzt. Um der Menge an Fahrgästen gerecht zu werden 
und überfüllte Züge zu vermeiden, soll die Taktung verdichtet werden – gerade zu 
Stoßzeiten.  
Hier kann die Hamburger Hochbahn als Beispiel dienen, die nunmehr bis Ende 2027 mit 
einer solchen Taktung planen. 
Autonom fahrende Züge sorgen dafür, dass Probleme wie der Fahrermangel der 
Vergangenheit angehören.  
 
Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender) 
  Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende) 
  Fritz Roth 
  Richard Progl 
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